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Stadtklima verwirrt Basler Politik
DieGrünliberalenwollenmit einemPlan B zu den Stadtklima-Initiativen ein «Nein, aber» an derUrne ermöglichen.

Jonas Hoskyn

2000?4000?Nochmehr?Oder
überhaupt keine? Bei der Ab-
stimmung zu den beiden Stadt-
klima-Initiativen EndeNovem-
ber droht die Basler Stimm-
bevölkerung vor lauterBäumen
die Wahl nicht mehr zu sehen.
Seit dieserWoche ist dieDebat-
te um die Frage, wie viel Stras-
senraum zugunsten von Bäu-
men, Grünflächen und ökologi-
schem Verkehr zurückgebaut
werden soll, um ein weiteres
Kapitel reicher.

Denn selbst bei einem dop-
pelten Nein zu den Initiativen,
die fordern, dass in den kom-
menden zehn Jahren je fünf
Prozent der Strassen für den
öffentlichen Verkehr sowie
Fuss- oder Velowege umgewid-
met werden und die gleiche
Fläche entsiegelt und begrünt
wird, dürfte das Basler Parla-
ment zweiWochen später doch
Massnahmenbeschliessen.Der
Grund dafür ist ein ungewöhn-
lichesVorgehenderGrünlibera-
len. Diese lehnen zwar sowohl

dieGute-Luft-Initiative als auch
die Zukunftsinitiative ab, «weil
es nicht der richtige Weg ist,
aberwirunterstützendasgrund-
sätzliche Ziel der Initiativen»,
sagt GLP-Grossrat Tobias

Christ. Stattdessen lässt Christ
zwei verworfene Ideen wieder
aufleben.

GLPbringtabgelehnte
Vorschlägewieder insSpiel
Zudenbeiden Initiativengabes
je drei Gegenvorschläge: von
Regierung, vonbürgerlicherund
linker Seite. Nach langwierigen
Beratungen imBaslerParlament
überlebte aber keiner.DenBür-
gerlichen gingen die Forderun-
genvon links zuweit. Fürdie SP
undGrün-Alternatives Bündnis
(GAB) waren die bürgerlichen
VorschlägenurAugenwischerei,
welche die Chancen der Initia-
tiven schmälern.

Aus Sicht der GLP, die auch
die zuständige Bau- und Ver-
kehrsdirektorin Esther Keller
stellt, wären die «Gegenvor-
schläge light»,welcheBürgerli-
che und GLP in der Umwelt-,
Verkehrs- und Energiekommis-
sion (UVEK) gezimmert haben,
zumindest ein Kompromiss.
Deshalb reichendieGrünlibera-
len die Forderungen der vom
Grossen Rat verworfenen

Gegenvorschlägenunerneut als
politischenVorstoss ein.

Konkret fordertederGegen-
vorschlag der UVEK-Mehrheit
165000 Quadratmeter neue
unversiegelte Fläche und 2000
zusätzliche Bäume sowie min-
destens 188000Quadratmeter
Verkehrsfläche für Fuss-, Velo-
und öffentlichenVerkehr bis im
Jahr 2037. Gemäss Berechnun-
gen der Regierung würde ein Ja
zur Initiative mindest 480000
Quadratmeter weniger Stras-
senfläche bedeuten, was fast
der ganzenFlächedesGotthelf-
Quartiers oder 68 Fussballfel-
dern entspreche.

«Sokannman<Nein, aber>
stimmen»
Traktandiert würde dieMotion
wohl in der Dezembersitzung,
also nach der Abstimmung.
«So kann man <Nein, aber>
stimmen», sagt Christ, also
die Forderungen der Initiativen
ablehnen, obwohl man grund-
sätzlichmehr Platz fürGrünflä-
chen, Velos und ÖV eine gute
Idee findet. «Ich glaube, dass

diese Vorschläge in der Bevöl-
kerung klar mehrheitsfähig
sind.»

Er könne nachvollziehen,
warumSPundGABden schwä-
cheren Gegenvorschlag aus
wahltaktischenGründen abge-
lehnt hätten, sagt Christ. Nun
hofft er, dass auch die linken
Parteien bei einem doppelten
Nein seinen Vorschlägen zu-
stimmen würden, nach dem
Motto «Lieber den Spatz in der
Hand, als die Taube auf dem
Dach.»

«Das ist halt nicht einmal
ein Spatz, das ist ein Mück-
chen», sagt Tonja Zürcher, die
Basta-Grossrätin, die beimVer-
ein Umverkehr arbeitet, wel-
cher die Initiativen lanciert hat.

Für das Rezyklieren der
Gegenvorschläge hat sie wenig
Begeisterung.DerGLP gehe es
wohl vor allem darum, dass sie
das «Grün» in ihrem Namen
rechtfertigen wolle angesichts
der Nein-Parole. «Da werden
nur Punkte vorgeschlagen, die
sowieso schon geplant sind»,
sagt Zürcher. «Wir setzen

darauf, dass wir die Abstim-
mungen gewinnen.»

«Fragwürdiges
Spielchen»
Deutlicher wird SP-Präsidentin
Lisa Mathys: «Ich finde das ein
fragwürdiges Spielchen.» Die
Vorschläge zum jetzigen Zeit-
punktwiederaufdenTischbrin-
gen zu wollen, stifte nur Verwir-
rung. «Wenn man einen Fort-
schritt erreichenwill, mussman
zweiMal Jastimmen»,sagtMat-
hys. Eine Annahme der Motio-
nen, wenn die Abstimmungen
verloren gehen sollten, wäre in
ihrenAugen rein symbolisch.

Die gleiche Kritik kommt
auch vom anderen Ende des
politischen Spektrums: «Auch
bei den Gegenvorschlägen wür-
denmehrere tausendParkplätze
verloren gehen», sagt SVP-Prä-
sident Pascal Messerli. Seiner
Auffassung nach hätten die
Grünliberalen mindestens bis
nach der Abstimmung warten
müssen, bevor sie wieder Vor-
schlägeeinbringen.«DasVorge-
henistschoneinbisschenfrech.»

«Förderklassen»-Initiative kassiert Abfuhr
Die Basler Regierung stellt sich in ihremfinalenGegenvorschlag zur Initiative gegen eine Rückkehr zu Kleinklassen.

Maria-Elisa Schrade

Seit Einreichung der sogenann-
ten Förderklassen-Initiative im
August 2022 diskutiert Basel-
StadthitzigüberdieZukunftder
integrativen Schule. Im Fokus
stehen dabei verhaltensauffäl-
lige Kinder, weil diese gemäss
einer StudiedesSchweizerLeh-
rerverbandsvon90Prozentder
Lehrpersonenals einHauptpro-
blem ihres Berufsalltags wahr-
genommen werden. Um Lehr-
personenundKlassenschnell zu
entlasten, sollendeshalbKinder
mit Verhaltensauffälligkeiten
wieder in Sonderklassen sepa-
riert werden können. Das ver-
langt die Initiative, die auch
vom Lehr- und Fachpersonen-
verband Freiwillige Schulsyno-
de (FSS) unterstützt wird.

Diverse Beratungen und
Ausarbeitungen später, erteilt
die Basler Regierung in ihrem
finalen Gegenvorschlag aller-
dings genau dieser Forderung
eine Abfuhr und setzt stattdes-
sen auf teilseparative Förder-
gruppen. Im vorläufigen Mass-
nahmenpaket, das im Frühjahr
vorgestelltwordenwar, standen
neben dieser Option auch För-
derklassen zur Auswahl. Der
Unterschied:BeiFördergruppen
werden die Kinder nur für ein-
zelne Lektionen aus dem Klas-
senverbandgenommen.Förder-
klassen bedeuten eine vollstän-
dige Separation. Letzteres will
das Erziehungsdepartement
unbedingt vermeiden.

DerWunschnach
Fördergruppen
Eine Mehrheit der Lehrperso-
nen, die anderdarauffolgenden
Konsultation durch die Kanto-
nale Schulkonferenz Basel-
Stadt (KSBS) teilgenommen

haben, bevorzugen hingegen
weiterhin Förderklassen. Auch
bemängeln sie, dass im Gegen-
vorschlag sowohl Fördergrup-
pen als auch Förderklassen für
lernschwache statt primär ver-
haltensauffällige Kinder vorge-
sehen sind.

DerBaslerErziehungsdirek-
tor Conradin Cramer (LDP)
sprachbeiderMedienkonferenz
am Mittwoch trotzdem von
einer «breiten Akzeptanz» der
vorgestellten Massnahmen,
weiss er doch die Schulleitun-
gen, Fachstellen und Wirt-
schaftsverbände mehrheitlich
hinter sich. In Basel-Stadt gelte

weiterhin Integration vor Sepa-
ration, betonten die anwesen-
den Vertretungen des Erzie-
hungsdepartements unisono.
Der Gegenvorschlag sei eine
umfassende und differenzierte
Antwort auf die Initiative, wel-
chenureinElement (verhaltens-
auffällige Kinder) herauspicke.

Auf die Frage, warum die
Regierung nicht mehr auf die
Forderungen der Initiative ein-
gegangensei,wirdCramernoch
deutlicher:«Es ist nichtAufgabe
der Politik, sich nach denWün-
schenvon Initiativenauszurich-
ten.Wirmüssenumsetzen,was
pädagogisch sinnvoll ist.»

Dem Initiativkomitee kreidet
dasErziehungsdepartement an,
dass es alle verhaltensauffälli-
genKinder in ein gemeinsames
Gefäss (Sonderklassen) stecken
möchte, ohnezwischendenver-
schiedenen Ursachen für die
Verhaltensauffälligkeit zuunter-
scheiden.

ErsteMassnahmenkönnten
nächstenSommerkommen
Wer aber beispielsweise auf-
grund einer unerkannten Lern-
schwäche verhaltensauffällig
wird, benötige eine andere
Massnahme als ein Kind, das
gerade in einer Krise steckt und

deshalbdenUnterrichtsrahmen
sprengt.

Durch das Angebot von För-
dergruppen für lernschwache
Kinder, Lerninseln für Kinder
mit akut schwierigemVerhalten
und«SpezialangebotePlus» für
sogenannteSystemsprengerwill
dieRegierungdieeinzelnenKin-
der gezielter unterstützen. Zu-
dem sollenmehr Ressourcen in
Logopädie und Psychomotorik
sowie an das Zentrum für Früh-
förderungunddieKindergärten
fliessen.VolksschulleiterUrsBu-
cher begründet: «Massnahmen
indenerstenLebensjahren sind
für eine gelungene Integration

am wichtigsten.» Ob die vorge-
schlagenenMassnahmen einen
Rückzug der «Förderklassen»-
Initiativeerwirkenkönnen,wird
sich indenkommendenWochen
zeigen. Klar ist, dass mit dem
Wegfall der Förderklassen die
zentrale Forderung der Initiie-
rendennichtmehrenthalten ist.
Auch bestehen Zweifel an der
Wirksamkeit der Lerninseln.

FSS-Präsident Jean-Michel
Héritier irritiert ausserdem,
dass gemäss finalemGegenent-
wurf vorerstnuraufPrimarstufe
Fördergruppen eingeführt wer-
den sollen.Erbetont: «Auchdie
Lehrpersonen in der Sekundar-
stufe I erhoffen sich schnelle
Entlastung.» Die Freiwillige
Schulsynode will sich nun bera-
ten, welche Variante sie künftig
unterstützenwird. Sollte die In-
itiative zurückgezogen werden,
könnten erste Massnahmen
bereits nächsten Sommer ein-
geführt werden, verspricht
Conradin Cramer. Kosten soll
dasPaket jährlich 13,7Millionen
Franken.

Bei Einführung von Fördergruppen bleiben lernschwache Kinder mehrheitlich in der Regelklasse. Bild: Christian Beutler/Keystone
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